Stadt Schwetzingen

Amt: 62 Amt fur
Stadtentwicklung
Datum: 18.07.2024

Drucksache Nr.  2867/2024/1
Beschlussvorlage

Sitzung Technischer Ausschuss am 17.07.2024 - nicht 6ffentlich -

Sitzung Gemeinderat am 24.07.2024 - Offentlich -

Grundsatzentscheidung zur Photovoltaik-Pflicht auf Stellpléatzen in
Bebauungsplanverfahren

Beschlussvorschlag:

Der Gemeinderat stimmt der grundsatzlichen stadtebaulichen Neuausrichtung zur
Konfliktldsung Photovoltaikpflicht fir Stellplatze vs. Baumpflanzung / Begriinung bei der
Entwicklung von Bebauungsplanen zu.

Erlauterungen:

Die Stadtverwaltung legt dem Gemeinderat eine Grundsatzentscheidung zur zuklnftigen
Regelung der Photovoltaikpflicht (PV-Pflicht) auf Parkplatzflachen vor. Im Zuge der
gesetzlichen Anforderungen zur Pflicht zur Errichtung von Photovoltaikanlagen auf
Parkplatzen soll eine alternative Regelung vorgeschlagen werden, um eine ausgewogene
und nachhaltige stéadtebauliche Entwicklung zu gewahrleisten.

Der Vorschlag betrifft ausschlieBlich die Regelungen, die im Verfahren zu
Bebauungsplanen zu Grunde gelegt werden sollen.

Gemal § 23 Abs. 1 Nr. 2 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz BW (KlimaG
BW) gilt die Photovoltaikpflicht beim Neubau eines offenen Parkplatzes mit mehr als 35
Stellplatzen Uber 60 % der fir eine Solarnutzung geeigheten Stellplatzflache. Diese
MalRnahme dient der Forderung erneuerbarer Energien und der Reduzierung des CO,-
AusstolRes, um die Klimaziele der Stadt und des Landes zu erreichen. Die Pflicht entfallt,
wenn sie sonstigen offentlich-rechtlichen Pflichten widerspricht, z. B. Festsetzungen zur
Begrinung in Bebauungsplanen.



§ 23 Abs. 1 Nr. 2 KlimaG BW
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LAlte Regelung" (Gesetzliche
Vorschrift)
Photovoltaikpflicht ab 35 offenen
Stellplatzen

Einschrankung:
auf 60% der geeigneten

Stellplatzflachen
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I offener Stellplatz 60 Stellplatze davon 60% = 36 Stellplatze

Grundsatzliche Neuausrichtung:

Aufgrund neuerer stadtebaulicher und umweltpolitischer Zielsetzungen schlagt die
Verwaltung eine grundsatzliche Vorgehensweise zur Anpassung der PV-Pflicht durch
Bebauungsplane vor. Diese Alternative soll die PV-Nutzung auf Dachern optimieren und
gleichzeitig die Begriinung durch Baumpflanzungen auf Parkpléatzen grundsatzlich regein.

Stellplatze bieten oft beschrankten Raum, die gleichzeitige Nutzung fir PV-Anlagen und
Begriinung ist nicht immer moglich. Die Verwaltung schlagt daher vor, den stadtebaulichen
Fokus auf die Pflanzung von Baumen und andere Begriinungsmal3nahmen auf Parkplatzen
zu legen, wenn beide MaRRnhahmen kollidieren.

Begrinung, insbesondere durch Baumpflanzungen, bietet zahlreiche Vorteile wie die
Verbesserung der Luftqualitat, die Reduktion von Hitzeinseln in stadtischen Gebieten und die
Schaffung von Lebensraumen fir stadtische Fauna. Baume und andere Grinpflanzen bieten
sofortige 6kologische Vorteile wie Schatten, Kihlung und CO,-Bindung. Eine griinere Stadt
kann langfristig zur Steigerung der Wohn- und Lebensqualitét beitragen und macht Stadte
widerstandsfahiger gegen die Auswirkungen des Klimawandels.

Sollte sich ein Investor, bei der Entwicklung eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplan fur
die Photovoltaikpflicht auf Stellplatzen entscheiden bleibt ihm dieser Weg — bei Zustimmung
des Gemeinderates - offen. Da jedes Bebauungsplanverfahren durch die tblichen Gremien
geprift und genehmigt wird, bleibt die Entscheidung fir oder gegen diese
Grundsatzentscheidung im Einzelfall offen.

Kompensation

Zur Kompensation sollen folgende Leitlinien in die Bebauungsplanverfahren einflie3en:

o Photovoltaikanlagen sollen mindestens 70% der Dachflachen von Neubauten bzw.
mafgeblich erneuerten (Sanierung) Dachflachen abdecken. Von der Dachflache sind
notwendige Mindestabstande, Wege zur Wartung und evtl. durch Aufbauten verschattete

Bereiche abzuziehen. (Bei § 6 Abs. 1 Nr. 2 PVPf-VO erhdht sich der erweiterte Nachweis
ebenso um 10% auf 85%)

o Entfall der nach § 6 Abs. 3 PVPf-VO Mdglichkeit der Reduktion der Photovoltaikpflicht bei
offentlich-rechtlicher Pflicht zur Dachbegrinung

o Die PV-Pflicht auf Parkplatzflachen entfallt.
e Stattdessen wird eine Baumpflanzungspflicht eingefuhrt:

o Pflanzung eines Baums alle 4 Stellplatzflachen, mit einem Stammdurchmesser
von mindestens 20 cm.



o Verpflichtung zur Kontrolle und Erhalt/Pflege von mindestens 2 Jahren nach
Pflanzung inkl. Ubergabe an die Stadtgartnerei, sofern die Flachen in stadtischen
Besitz Ubergehen, ansonsten bleibt die Verpflichtung zum Erhalt beim Investor.
Dies gilt auch bei abgangigen Baumen

o Priorisierung von Baumpflanzungen anstatt Stellplatzen (auch wenn die VwV
Stellplatze mehr Stellplatze vorsieht

o Eswird die GALK StraRenbaumliste (Anlage Al) empfohlen, die Auswahl der
Baume und Festsetzung im Bebauungsplan erfolgt grundsatzlich in Ricksprache
mit der Stadtgartnerei

o Die aufgrund der Anzahl der Parkplatze zu pflanzenden Baumen sind nicht auf
die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz oder als Ersatzmalinahme zu werten, sondern sind
zusatzlich zu errichten — eine Einzelfallentscheidung bleibt offen, da der Umfang
grundsatzlich durch ein Gutachten zu erbringen ist und nach Moglichkeit auf
eigenem Grundsttck erbracht werden sollte

Der Gesetzgeber eroffnet bereits heute durch § 23 Abs. 6 KlimaG BW die Méglichkeit von
der Pflicht der Errichtung einer PV Anlage auf Stellplatzen zu befreien.

Die Erhdéhung der PV-Pflicht (von 60%) auf 70 % (§ 6 Abs. 1 PVPf-VO) der zur Solarnutzung
geeigneten Dachflachen entspricht (entgegen § 6 Abs. 1 Nr. 1 Photovoltaikpflichtverordnung
— PVPf-VO) den aktuellen Zielen zur Férderung erneuerbarer Energien und der Reduzierung
des CO,-AusstolRes.

Neuausrichtung des Stidtebaulichen
Fokus 1

. Baum mit 20cm Stammdurchmesser
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Erhdhung der Verpflichtung von Photovoltaik auf
Déchern von 60% auf 70%

sowie

Entfall der Reduktion der Photovoltaikpflicht bei . ] )
Dachbegriinung (§ 6 Abs. 5 PVPf-VO) 60 Stellplatze = mind. 18 Baume

Pflanzung eines Baums je 4 Stellplatzflachen mit einem Stammdurchmesser von mindestens
20 cm stellt sicher, dass die Begriinung nachhaltig und langlebig ist. In diesem Zuge sollen
Baume grundsatzlich der nach Verwaltungsvorschrift tiber die Herstellung notwendiger
Stellplatze (VwV Stellpléatze) sowie nach § 37 BauGB notwendigen Stellplatze vorgezogen
werden und entsprechend im Bebauungsplan priorisiert werden. Ggf. wird hier mittels
Stellplatzsatzung im Bebauungsplanverfahren gesteuert.

Fall Priorisierung Baumpflanzung
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. Baum mit 20cm Stammdurchmesser

I offener Stellplatz I“

Beispielhafte Darstellung

Wegfall von 6 Stellplatzen >
Priorisierung von Begrinung




Auswirkungen der Entscheidung:

Durch die Anpassung der PV-Pflicht und die Priorisierung der Begriinung bei gleichzeitiger
Forderung der Nutzung erneuerbarer Energien kann eine nachhaltige und zukunftsorientierte
Stadtentwicklung geférdert werden. Diese Strategie verbindet stadtebauliche Qualitat mit
okologischer Nachhaltigkeit und verbessert die Lebensqualitat in stadtischen Gebieten. Die
Erhdhung des Umfangs der PV-Pflicht auf Dachern dient auch dem Ausgleich fehlender
Solarnutzung auf Parkplatzflachen. Die Regelung soll grundsatzlich fir alle Bebauungspléane
Anwendung finden bei der Stellplatze nach KlimaG BW mit Photovoltaik ausgestattet werden
mussten.

Umwelt und Klima

Die Erhdéhung der PV-Pflicht fordert die Nutzung erneuerbarer Energien und tragt direkt zur
Reduzierung des CO,-AusstolRes bei. Die Baumpflanzung bietet zusatzliche 6kologische
Vorteile, darunter die Verbesserung des Stadtklimas und die Erhéhung der Biodiversitat.
Aulerdem wird dadurch ebenso mehr CO, gebunden.

Stadtebauliche Entwicklung

Eine erhohte PV-Pflicht und die Pflanzung von Baumen auf Stellplatzen kénnen das
Stadtbild positiv beeinflussen und die Attraktivitat offentlicher und privater Raume erhéhen.
Die Baumoption bietet zusatzliche Vorteile hinsichtlich des Schattenspendens und der
asthetischen Aufwertung von Parkflachen.

Wirtschaftliche Auswirkungen

Die Erhdhung der PV-Pflicht kdnnte zu hoheren Anfangsinvestitionen fur Bauherren fuhren,
wahrend die Baumpflanzung ebenfalls mit Kosten verbunden ist. Beide Mal3hahmen bieten
jedoch langfristige Vorteile durch Energieeinsparungen und o6kologische Verbesserungen.
Die Kosten fur den Bauherren variieren je nach Option; Baume mit machtigerem
Stammdurchmesser kosten initial mehr, wobei der Verzicht auf den Bau von
Photovoltaikanlagen diese Aufwendungen voraussichtlich kompensiert.

Finanzielles:
Mit dem Beschluss sind keine Kosten verbunden.
Anlagen:

- Anlage Al - Galk Strassenbaumliste Fassung 30.08.2023

Oberblrgermeister: Birgermeister: Amtsleiter: Sachbearbeiter/in:



	Gremium
	Datum
	Ostatus
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

